
 

17. Wahlperiode 07.11.2013 Drucksache 17/54 

Drucksachen, Plenarprotokolle sowie die Tagesordnungen der Vollversammlung und der Ausschüsse sind im Internet unter www.bayern.landtag.de - Dokumente abrufbar. Die aktuelle 
Sitzungsübersicht steht unter www.bayern.landtag.de – Aktuelles/Sitzungen zur Verfügung. 

 

Dringlichkeitsantrag 

der Abgeordneten Margarete Bause, Ludwig Hart-
mann, Thomas Gehring, Ulrike Gote, Verena Osgy-
an, Katharina Schulze, Christine Kamm, Kerstin 
Celina, Dr. Sepp Dürr, Markus Ganserer, Ulrich 
Leiner, Dr. Christian Magerl, Jürgen Mistol, Tho-
mas Mütze, Gisela Sengl, Claudia Stamm, Rosi 
Steinberger, Martin Stümpfig und Fraktion (BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN) 

Unbegleitete minderjährige Flüchtlinge sofort aus 
der Bayernkaserne in München in Jugendhilfeein-
richtungen verlegen – zusätzliche Plätze in der 
Clearingstelle für minderjährige Flüchtlinge schaf-
fen! 

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, die über 150 un-
begleiteten minderjährigen Flüchtlinge, die gegenwär-
tig noch in der Bayernkaserne in München unterge-
bracht sind, umgehend, d.h. bis spätestens zum Ende 
des Jahres, in Einrichtungen der Jugendhilfe zu verle-
gen.  

Darüber hinaus bemüht sich die Staatsregierung ge-
meinsam mit den zuständigen Trägern der Jugendhil-
fe um die kurzfristige Bereitstellung zusätzlicher Ju-
gendhilfeplätze für minderjährige Flüchtlinge und um 
die Schaffung von jeweils 50 zusätzlichen Plätzen in 
den Clearingstellen für neuankommende unbegleitete 
minderjährige Flüchtlinge in München, Nürnberg, Re-
gensburg und Augsburg. Die Empfehlungen des vom 
Staatministerium für Arbeit und Sozialordnung, Familie 
und Frauen eingerichteten Forums Unbegleitete Minder-
jährige Flüchtlinge (For.UMs) werden schnellstmöglich 
umgesetzt.  

Die Staatsregierung unterstützt die Kommunen bei 
der Unterbringung und Betreuung der unbegleiteten 
Minderjährigen mit einem eigenen Förderprogramm. 

Begründung: 

Entgegen den Zusagen der Staatsregierung, unbe-
gleitete minderjährige Flüchtlinge schnellstmöglich in 
Einrichtungen der Jugendhilfe unterzubringen, leben 
in der Bayernkaserne in München immer noch weit 
über 150 Jugendliche unter Bedingungen, die das 
Kindeswohl gefährden. Die minderjährigen Flüchtlinge 
leben teilweise seit mehr als 10 Monaten in der völlig 
überfüllten Erstaufnahmeeinrichtung. Eine ausrei-
chende soziale Betreuung und Begleitung der Ju-
gendlichen ist nicht gewährleistet. Die u.E. unzumut-
baren Bedingungen in der Bayernkaserne haben in 
der Vergangenheit immer wieder zu Protestaktionen 
der minderjährigen Flüchtlinge geführt. Ihre hoffungs- 
und perspektivlose Situation treibt zudem zahlreiche 
Jugendliche in tiefe Depression und Verzweiflung. 
Den Sozialbetreuern von der Inneren Mission wurden 
die Verträge zum 31. Dezember 2013 gekündigt. Aus 
all diesen Gründen sind die noch in der Bayernkaser-
ne untergebrachten unbegleiteten minderjährigen 
Flüchtlinge bis spätestens zum Jahresende 2013 in 
Einrichtungen der Jugendhilfe zu verlegen. 

Insbesondere in München und im Münchner Umland 
gibt es gegenwärtig zu wenige Jugendhilfeplätze für 
minderjährige Flüchtlinge. Die Staatsregierung wird 
deshalb aufgefordert, gemeinsam mit den kommuna-
len Spitzenverbänden und den zuständigen Trägern 
der Jugendhilfe ein Programm zur kurzfristigen Bereit-
stellung zusätzlicher Jugendhilfeplätze zu entwickeln. 
In dieses Programm sollten auch alternative Wohnmo-
delle, wie betreute Wohngemeinschaften, einbezogen 
werden. Außerdem sind auch im Bereich der Clea-
ringstellen für neuankommende unbegleitete minder-
jährige Flüchtlinge zusätzliche Plätze erforderlich. Die 
Staatsregierung bemüht sich deshalb darum, gemein-
sam mit den Trägern der Jugendhilfe in München, 
Nürnberg, Regensburg und Augsburg jeweils 50 zu-
sätzliche Plätze in den Clearingstellen zu schaffen.  

Darüber hinaus sind auch die weiteren Empfehlungen 
des von Frau Staatsministerin Christine Haderthauer 
eingerichteten Fachforums „Unbegleitete Minderjähri-
ge Flüchtlinge“ schnellstmöglich umzusetzen. Die 
Aufnahmeeinrichtungen für unbegleitete minderjährige 
Flüchtlinge in Zirndorf und München werden bis zum 
Jahresende 2013 geschlossen. Für die schnelle Be-
reitstellung von alternativen Unterbringungsplätzen in 
den Clearingstellen und in der Jugendhilfe stellt der 
Freistaat den Kommunen die notwendigen Mittel zur 
Verfügung. 


